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ANTRAG 7 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 3. AKNÖ Vollversammlung der XVII. Funktionsperiode 

am 23. Mai 2025 
 

Viele Menschen sind auf Nebenverdienste angewiesen, um ihren Lebensunterhalt zu 
sichern.  
Doch der derzeitige Veranlagungsfreibetrag von € 730,00 wurde seit vielen Jahren nicht 
erhöht. Dies hat zur Folge, dass die Inflation die Kaufkraft dieses Betrages erheblich 
schmälert.  

Ein höherer Freibetrag führt dazu, dass man diese Menschen so wie GeringverdienerInnen 
entlastet und die Aufnahme von Nebentätigkeiten wesentlich attraktiver macht.  
Weiters fördert eine Anpassung das ehrenamtliche Engagement und senkt durch weniger 
Steuererklärungen auch den Verwaltungsaufwand.  

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der 3. Vollversammlung der  
XVIl. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Niederösterreich 
den Antrag, den Gesetzgeber aufzufordern, den Veranlagungsfreibetrag zu erhöhen 
und regelmäßig an die Inflation anzupassen.  

Veranlagungsfreibetrag erhöhen und an die Inflation anpassen 
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ANTRAG 11 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 3. AKNÖ Vollversammlung der XVII. Funktionsperiode 

am 23. Mai 2025 
 

Viele ArbeitnehmerInnen möchten die Verwaltungskosten ihrer Pensionskassen senken. Denn 
hohe Aufwendungen können die Rendite schmälern und somit die spätere Rentenleistung 
verringern.  

Um die Kosten so minimal wie möglich zu halten, müssen aus Sicht der  
NÖAAB-FCG AK Fraktion folgende Maßnahmen getroffen werden:  

 Eine jährliche detaillierte Aufschlüsselung der Verwaltungskosten 

 Vergleich der Kosten mit anderen Pensionskassen und ähnlichen Anlageprodukten  

 Informationen, welche Kostenarten angefallen sind und wie sie berechnet wurden 

 Eine Analyse, inwiefern die Verwaltungskosten im Vergleich mit anderen Pensionskassen 

höher oder tiefer liegen  

 Stellungnahme, welche konkreten Schritte von Seiten der Pensionskassen unternommen 

werden, um die Kosten für die Mitglieder zu reduzieren 

 

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der 3. Vollversammlung der  
XVIl. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Niederösterreich 
den Antrag, den Gesetzgeber aufzufordern, Maßnahmen zu treffen, um die 
Verwaltungskosten der Pensionskassen und Betriebspensionskassen zu reduzieren.  

Verwaltungskosten der Pensionskassen und Betriebspensionskassen 

reduzieren 
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ANTRAG 12 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 3. AKNÖ Vollversammlung der XVII. Funktionsperiode 

am 23. Mai 2025 
 

Das Werbungskostenpauschale von € 132,00 wurde seit 1988 nicht mehr erhöht. In dieser Zeit 
stieg die Inflation erheblich an und die Kaufkraft dieses Betrages sank in den Keller. Auch die 
Arbeitswelt hat sich stark verändert. Insbesondere die Digitalisierung und die Zunahme von 
Homeoffice-Arbeit führten zu neuen beruflichen Ausgaben. Die dadurch anfallenden  
Werbungskosten liegen oft nur knapp über dem aktuellen Pauschale. Für diese 
ArbeitnehmerInnen lohnt sich oft nicht der Aufwand, Belege zu sammeln und eine detaillierte 
Steuererklärung abzugeben.  

Eine Anpassung spiegelt daher die tatsächlichen Kosten, die die ArbeitnehmerInnen für 
berufliche Aufwendungen haben, wesentlich besser.  

Eine Erhöhung bringt noch weitere positive Effekte mit sich. Nämlich:  

 eine Reduzierung des Verwaltungsaufwandes sowohl für ArbeitnehmerInnen als auch für 

die Finanzbehörden  

 eine steuerliche Entlastung für ArbeitnehmerInnen 

 so wie positive Entwicklungen auf die Binnennachfrage und die Wirtschaft  

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der 3. Vollversammlung der  
XVIl. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Niederösterreich 
den Antrag, den Gesetzgeber aufzufordern, das Werbekostenpauschale zu erhöhen.  

Antrag auf Erhöhung des Werbekostenpauschales 



 

 

 
Antrag 9 
 
Von Gemeinsam AUGE/UG - 
Grüne GewerkschafterInnen und Alternative /Unabhängige GewerkschafterInnen 
zur 3. Vollversammlung der 17. Funktionsperiode der Arbeiterkammer Niederösterreich 
am 23.05.2025  
 
Deklarationspflicht von PFAS  
Per- und polyfluorierte Alkylsubstanzen, besser bekannt als PFAS, sind synthetische 
Chemikalien, die seit den 1940er Jahren in einer Vielzahl von industriellen Prozessen 
und Konsumgütern verwendet werden. Aufgrund ihrer wasser-, fett- und 
schmutzabweisenden Eigenschaften finden sie sich in zahlreichen Produkten wie 
beschichteten Pfannen, wasserabweisender Kleidung und Feuerlöschschäumen. Diese 
Stoffe sind jedoch nicht nur praktisch, sondern auch problematisch, da sie sehr 
langlebig und schwer abbaubar sind. Dies führt dazu, dass sie sich in der Umwelt und 
in Lebewesen anreichern können.  
 
Studien haben gezeigt, dass PFAS mit verschiedenen gesundheitlichen Problemen in 
Verbindung gebracht werden können, darunter hormonelle Störungen, verminderte 
Immunfunktion und ein erhöhtes Risiko für bestimmte Krebserkrankungen. Dennoch 
gibt es nach wie vor sehr wenige Daten zu den humantoxikologischen Auswirkungen. 
Sicher ist nur: Man kennt die Risiken der Substanzen nicht genau und weiß zum 
jetzigen Zeitpunkt auch nicht, wie Schädigungen vorgebeugt werden kann.1  
 
Eine der Substanzen, die unter PFAS fallen, ist die Trifluoressigsäure bzw. 
Trifluoracetat (TFA). Sie ist das letzte Abbauprodukt vieler fluorierter Verbindungen wie 
PFAS, Pestiziden, Kühlmitteln und Arzneimitteln. TFA ist sehr stabil, schwer abbaubar 
und langlebig. Seine gute Wasserlöslichkeit führt dazu, dass es im Boden sehr mobil ist 
und leicht ins Grundwasser gelangen kann.2 Für Trinkwasser gibt es derzeit keinen EU-
weit harmonisierten Grenzwert für TFA.3  
 
Da ein vorsorgliches Verbot von PFAS wahrscheinlich nicht umsetzbar wäre – 
immerhin profitieren wir von den und nutzen die positiven Eigenschaften dieser Stoffe 
-, wäre es umso wichtiger, Konsument*innen darüber zu informieren, in welchen 
Produkten PFAS enthalten sind. Diese Kennzeichnung würde Bewusstsein schaffen 
und könnte das Verhalten der Konsument*innen und Verbraucher*innen beeinflussen 
und so die Einträge von PFAS in die Umwelt verringern.  
 
Die AUGE/UG stellt daher den Antrag: Die Vollversammlung der Arbeiterkammer 
NÖ fordert den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Klima- und 
Umweltschutz, Regionen und Wasserwirtschaft, Mag. Norbert Totschnig, MSc, 
sowie die Bundesregierung auf, sich für eine Deklarationspflicht von PFAS-
Stoffen auf Konsumgütern einzusetzen.  

 

 

1Die Österreichische Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit (AGES) empfiehlt, TFA bis zum Vorliegen einer 
EU-weit harmonisierten Einstufung gemäß CLP-Verordnung im Sinne der Pflanzenschutzmittelverordnung vorsorglich 
als humantoxikologisch relevant zu erachten.  
2https://www.ages.at/mensch/ernaehrung-lebensmittel/rueckstaende-kontaminanten-von-a-bis z/trifluoressigsaeure-
bzw-trifluoracetat-tfa  
3In Österreich wird sich die Unterkommission für Trinkwasser des Österreichischen Lebensmittelbuches über einen 
entsprechender Toleranzwert für TFA in Trinkwasser befassen 



 

 

 
Antrag 12 
 
Von Gemeinsam AUGE/UG - 
Grüne GewerkschafterInnen und Alternative /Unabhängige GewerkschafterInnen 
zur 3. Vollversammlung der 17. Funktionsperiode der Arbeiterkammer Niederösterreich 
am 23.05.2025  
 
 
Aus Verantwortung für den Sozialbereich: 
Einsparungen bei Förderungen kritisch hinterfragen 
 
Die österreichische Budgetsituation ist aktuell problematisch. Das öffentliche Defizit  
betrug 2024 4,7 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) bzw. 22,5 Milliarden Euro. 
Seitens der Bundesregierung wird daher dringend nach Einsparpotenzialen gesucht – 
insbesondere im Bereich öffentlicher Förderungen. 
Der Fiskalrat forderte etwa im April 2025 öffentlichkeitswirksam die Überprüfung „aller 
2449 Förderungen“. Laut ORF plant die Regierung, eine eigene Arbeitsgruppe dazu 
einsetzen. Auch das Wirtschaftsforschungsinstitut WIFO unterhält seit 7.2.2025 
eine Forschungsgruppe mit dem Titel „Taskforce Wirtschaftsförderung“.  
In der medialen Berichterstattung überwiegt dabei eine polemische Fokussierung auf 
Einzelfälle wie Trachtenvereine und Lärmschutzfenster. Kaum Beachtung findet dabei 
der Umstand, dass ein erheblicher Teil der öffentlichen Fördermittel in den 
Gesundheits- und Sozialbereich fließt – mit teils existenzieller Bedeutung sowohl für 
Leistungsempfänger*innen als auch Beschäftigte in diesen Bereichen. 
Laut dem Förderungsbericht 2023 des Bundesministeriums für Finanzen beliefen sich 
die direkten Förderungen des Bundes auf € 11,3 Mrd. und die quantifizierbaren 
indirekten Förderungen (Steuererleichterungen) auf € 25,5 Mrd. Die Förderungen 
gemäß Transparenzdatenbank betrugen € 11,7 Mrd.  
Ein bedeutender Anteil dieser Fördermittel fließt in den Sozialbereich, einschließlich 
Pflege, Behindertenhilfe, Familienunterstützung und soziale Dienstleistungen. Diese 
sozialen Dienstleistungen sind einerseits essenziell für den sozialen Zusammenhalt 
und die Unterstützung benachteiligter Gruppen in unserer Gesellschaft. Außerdem sind 
Soziale Dienstleistungsunternehmen bedeutende Arbeitgeber mit tausenden 
Beschäftigten. 
Eine pauschale Kürzung von Fördermitteln hätte daher unverhältnismäßige 
Auswirkungen auf den Sozialbereich, während die Einsparungen in anderen Bereichen 
kaum ergiebig wären. 
 
Die Vollversammlung der Arbeiterkammer NÖ möge daher beschließen: 
Die Arbeiterkammer NÖ spricht sich entschieden gegen pauschale Kürzungen 
von Fördermitteln im Sozialbereich aus und setzt sich für eine gerechte und 
sozial ausgewogene Förderpolitik ein, die den Bedürfnissen der Bevölkerung 
dient.  
Im Hinblick auf geplante Einsparungen fordert sie die Bundesregierung, die 
Länder und Gemeinden auf, eine differenzierte und transparente Überprüfung auf 
deren Auswirkungen auf soziale Dienstleistungen und vulnerable 
Bevölkerungsgruppen vorzunehmen. 
 
 

https://on.orf.at/video/14270784/15857673/regierung-prueft-sparpotenziale-bei-foerderungen
https://www.wifo.ac.at/project/422427/
https://oe1.orf.at/player/20250404/791093/1743761770300
https://www.bmf.gv.at/themen/budget/publikationen/foerderungsbericht.html?utm_source=chatgpt.com


Insbesondere fordert sie: 

 Eine detaillierte Analyse der geplanten Förderkürzungen hinsichtlich ihrer 
sozialen Auswirkungen. 

 Die Sicherstellung, dass essenzielle soziale Dienstleistungen weiterhin 
ausreichend finanziert werden. 

 Eine transparente Darstellung der Kriterien, nach denen Fördermittel 
eingespart werden.  

 



 

 

 

 

 

 
Antrag 22 
 
Von Gemeinsam AUGE/UG - 
Grüne GewerkschafterInnen und Alternative /Unabhängige GewerkschafterInnen 
zur 3. Vollversammlung der 17. Funktionsperiode der Arbeiterkammer Niederösterreich 
am 23.05.2025  
 
Standort und Arbeitsplatzgarantie in Betrieben mit staatlicher Beteiligung 
 
Wir befinden uns derzeit im dritten Jahr einer wirtschaftlichen Rezession in Österreich. 
Die Unternehmen, an denen der österreichische Staat über die ÖBAG beteiligt ist, 
erzielen dennoch hohe Gewinne (zb A1, ÖMV, etc…) 
Leider kommt es in Betrieben mit großen Gewinnen und staatlicher Beteiligung 
trotzdem zu Maßnahmen wie Off- und Nearshoring.  
Nearshoring ist die Verlagerung betrieblicher Aktivitäten ins nahegelegene Ausland.  
Nearshoring hat weitreichende Auswirkungen auf die heimische Wirtschaft und die 
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten. Diese Maßnahmen führen oft zu: 

1. Arbeitsplatzverlust in der heimischen Wirtschaft und somit zu einer Erhöhung 
der Arbeitslosigkeit. 

2. Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und Entlohnung für die betroffenen 
Arbeitnehmer. 

3. Verlust von Fachwissen und Qualifikationen im Inland. 
4. Schwächung des sozialen und wirtschaftlichen Gefüges in der Region, durch 

Verluste der Kaufkraft und der Steuereinnahmen in Österreich. 
 
Allein in der A1 Telekom Austria sind durch Nearshoring in den letzten Jahren hunderte 
Arbeitsplätze verloren gegangen. 
 
Die Vollversammlung der Arbeiterkammer möge daher beschließen: 
Die Arbeiterkammer stellt sich aktiv gegen Nearshoring-Maßnahmen der 
Unternehmen mit ÖBAG-Beteiligungen und setzt sich für den Erhalt und die 
Förderung von Arbeitsplätzen im Inland ein. Außerdem soll sie sich bei den 
relevanten politischen Entscheidungsträger:innen dafür einsetzen, dass 
gesetzliche Rahmenbedingungen geschaffen werden, die das Nearshoring für 
Unternehmen mit staatlicher Beteiligung unattraktiv machen. 
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ANTRAG 4 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 3. AKNÖ Vollversammlung der XVII. Funktionsperiode 

am 23. Mai 2025 
 

Die im Arbeitsrecht weit verbreiteten Verfallsbestimmungen sind je nach 
Kollektivvertrag unterschiedlich geregelt, für viele Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer unüberschaubar, und ihre negativen Folgewirkungen werden in der 
Praxis häufig übersehen. Vor allem die Tatsache, dass Ansprüche auf Abgeltung 
von Mehrarbeit, Überstunden und diverser Zulagen bereits nach kurzer Zeit (je 
nach Kollektivvertrag meist zwischen 3 bis 6 Monaten) verfallen führt dazu, dass 
viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ihre Ansprüche bei ihrem Arbeitgeber 
zu spät geltend machen und unfreiwillig verschenken. Oft werden diese noch 
offenen Gehaltsansprüche von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern erst bei der 
Kündigung zur Sprache gebracht, bzw. geltend gemacht. Doch sobald eine 
Verfallsfrist ungenutzt verstrichen ist, sind die Ansprüche verloren.  

Da die Beschäftigten bezüglich ihrer Arbeitszeitgestaltung immer mehr Flexibilität 
zeigen müssen, ist es ein Gebot der Fairness, wenn auch die arbeitsrechtlichen 
Verfallsfristen für alle Lohn- und Gehaltsansprüche künftig gelockert 
beziehungsweise überhaupt per Gesetz abgeschafft werden. 

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der 3. Vollversammlung der  
XVIl. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für 
Niederösterreich den Antrag, die Bundesregierung aufzufordern, sämtliche 
Verfallsbestimmungen in den verschiedenen Bereichen des Arbeitsrechtes 
zugunsten der Arbeitnehmer:innenschaft dahingehend abzuschaffen, dass 
alle derzeit gültigen Verfallsbestimmungen zukünftig nur noch den 
Verjährungsbestimmungen des ABGB (3 Jahre) unterliegen. 

. 

Abschaffung der Verfallsfristen für alle Lohn-und 

Gehaltsansprüche 
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ANTRAG 10 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 3. AKNÖ Vollversammlung der XVII. Funktionsperiode 

am 23. Mai 2025 
 

Zunehmend wird es älteren ArbeitnehmerInnen in Österreich erschwert, aufgrund von 
Kündigung ihren Job bis zum Erreichen des gesetzlichen Pensionsalters auszuüben.  

Zwar können ArbeitnehmerInnen die Beendigung des Dienstverhältnisses wegen 
Sozialwidrigkeit anfechten (unabhängig davon, ob der Betrieb einen Betriebsrat hat oder 
nicht), jedoch einen speziellen Kündigungsschutz für ältere ArbeitnehmerInnen gibt es 
derzeit in Österreich nicht.  

Um dieser Ungerechtigkeit entgegenzuwirken, schlägt die NÖAAB-FCG AK Fraktion 
folgende Maßnahmen vor:  

 Stärkung des Kündigungsschutzes – z.B. Einführung eines besonderen 

Kündigungsschutzes; Verschärfung gesetzlicher Regelungen, um Kündigungen älterer 

ArbeitnehmerInnen zu erschweren  

 Schaffung finanzieller Anreize für Unternehmen, die ältere ArbeitnehmerInnen 

beschäftigen – z.B. Lohnkostenzuschüsse oder Steuererleichterungen  

 Flexiblere Gestaltung des Arbeitsrechts, um den Übergang in den Ruhestand zu 

erleichtern – z.B. Teilzeitmodelle; flexiblere Arbeitszeiten oder die Möglichkeit der 

Altersteilzeit bis 65 

 Diverse Maßnahmen auf Unternehmensebene – z.B. Betriebliche 

Gesundheitsförderung; Förderung von Weiterbildungsmöglichkeiten, um 

Fachkenntnisse auf dem neuesten Stand zu bringen  

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der 3. Vollversammlung der  
XVIl. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Niederösterreich 
den Antrag, den Gesetzgeber aufzufordern, die oben angeführten Maßnahmen zur 
Förderung älterer ArbeitnehmerInnen umzusetzen.  

Gesetzliche Maßnahmen für die Förderung älterer 

ArbeitnehmerInnen 



 

 





 

 





 

 



 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 





 

 

 

 

 



 

 

 





 

 

 

 

 
Antrag 4 
 
Von Gemeinsam AUGE/UG - 
Grüne GewerkschafterInnen und Alternative /Unabhängige GewerkschafterInnen 
zur 3. Vollversammlung der 17. Funktionsperiode der Arbeiterkammer Niederösterreich 
am 23.05.2025  
 
Gesundheit darf nicht vom Einkommen abhängig sein - Kostenlose Gürtelrose-
Impfung für Personen über 60 Jahre und Personen mit erhöhtem Risiko! 
 
Herpes Zoster (HZ), auch bekannt als Gürtelrose, ist vielen hinlänglich als äußerst 
schmerzhafte Erkrankung der Nervenbahnen und ganzer Körperregionen bekannt. Sie 
wird durch das Varizella-Zoster-Virus (VZV) verursacht.  
Die oft auftretenden Langzeitschäden der Gürtelrose mit erheblichen Schmerzen 
können Monate, unter Umständen jahrelang das Leben beeinträchtigen. Häufig gibt es 
bakteriologische Folgen, die ebenso behandlungs- und somit kostenintensiv sind.  
 
In Österreich erkranken jährlich etwa 40.000 Menschen an Gürtelrose.  Die Inzidenz 
steigt mit dem Alter signifikant an, wobei Personen über 60 Jahre besonders betroffen 
sind. Studien zeigen, dass etwa ein Drittel der Bevölkerung im Laufe ihres Lebens eine 
Gürtelrose-Erkrankung entwickelt. 
 
Die Folgekosten für das Gesundheitssystem durch langjährig Erkrankte können mit 
einer Impfung vermieden werden. Die Aussicht auf ein schmerzfreies Leben kann 
durch eine Impfung sicherer erreicht werden. 
 
Derzeit sind zwei Impfstoffe zugelassen: empfohlen ist die Verwendung des 
Totimpfstoffs. Der Totimpfstoff Shingrix ist seit Herbst 2021 in Österreich erhältlich. 
Laut aktuellem Impfplan ist eine Impfung gegen Herpes Zoster (HZ) für Personen ab 
dem vollendeten 50. Lebensjahr zugelassen und wird ab dem vollendeten 60. 
Lebensjahr allgemein empfohlen. Zudem ist die Impfung zugelassen und empfohlen 
für Personen ab dem vollendeten 18. Lebensjahr mit erhöhtem Risiko für HZ. Der 
zugelassene Impfstoff ist auch bei immungeschwächten Personen sehr gut wirksam 
und sicher. 
 
Die Kosten für eine Vollimmunisierung betragen ca. 500,- EUR und sind für viele 
Menschen nicht finanzierbar, obwohl eine Vollimmunisierung wesentlich günstiger ist 
als ein Krankenhausaufenthalt oder mehrere Monate ärztlicher und medikamentöser 
Begleitung.  
 
Nicht nur die Ärztekammer, sondern auch Gesundheitsökonom*innen sind sich einig:  
es ist volkswirtschaftlich klüger, wenn die Kosten für die Impfung vom Staat 
übernommen würden, denn die betroffenen Patientinnen und Patienten müssen 
häufig auch ins Spital zur Behandlung und benötigen nachher oftmals weitere 
medizinische Betreuung im niedergelassenen Bereich. Und sie stehen dem 
Arbeitsmarkt über einen langen Zeitraumnicht zur Verfügung. Am Ende des Tages 
ersparen sich die Betroffenen mit einer Impfung viel Leid und die öffentliche Hand hohe 



Behandlungs- und Therapiekosten.“ 
 
Laut einer Studie1 ist "bei HZ-Erkrankungen in Österreich, aufgrund der 
demographischen und epidemiologischen Entwicklung, mit wachsenden Fallzahlen zu 
rechnen. Dieser Entwicklung lässt sich vorbeugend gegensteuern. Der Wert einer 
verfügbaren, sicheren und wirksamen Impfung spiegelt sich in internationalen 
Studienergebnissen und Empfehlungen wider." 
 
 
Die Vollversammlung der Kammer für Arbeiter und Angestellte NÖ fordert daher 
die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz, sowie die Bundesregierung auf, die kostenlose Impfung 
gegen Herpes Zoster 

 für alle Personen über 60 und 

 für alle Personen über 18 mit erhöhtem Risiko für Herpes Zoster  
anzubieten. 
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ANTRAG 2 
 

der NÖAAB-FCG AK Fraktion 
an die 3. AKNÖ Vollversammlung der XVII. Funktionsperiode 

am 23. Mai 2025 
 

Wenn jemand in eine neue Wohnung zieht kann es vorkommen, dass man 
überraschenderweise die Betriebskostenabrechnung für das gesamte Vorjahr erhält. Diese 
Nachzahlung muss vom neuen Mieter, obwohl dieser während des gesamten 
Abrechnungsjahres nicht in dieser Wohnung gelebt hat, übernommen werden.  

Nach der aktuellen gesetzlichen Regelung ist derjenige, der im Zeitpunkt der Fälligkeit der 
Nachzahlung oder eines Guthabens Mieter einer Wohnung ist, verpflichtet, die Nachzahlung 
zu leisten bzw. erhält eine Gutschrift, auch wenn er nicht während des gesamten 
Abrechnungsjahres in der Wohnung gelebt hat. Es bedarf daher dringend einer gesetzlichen 
Änderung, um diese Ungerechtigkeit zu beheben. Es kann nicht sein, dass ein neuer Mieter 
für die Betriebskostenabrechnung seines Vormieters aufkommen muss oder eine Gutschrift 
erhält, die eigentlich dem vorherigen Mieter zustehen würde. Dies führt zu einer unnötigen 
Belastung und Verwirrung für alle Beteiligten. 

Die NÖAAB-FCG AK Fraktion stellt in der 3. Vollversammlung der  
XVIl. Funktionsperiode der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Niederösterreich 
den Antrag, das zuständige Ministerium aufzufordern,  

• Anpassung der gesetzlichen Regelungen zur Betriebskostenabrechnung bei 
Mieterwechsel, die sicherstellt, dass die Abrechnung eindeutig und fair auf den 
Zeitraum des jeweiligen Mietverhältnisses bezogen wird. 

• Eine klare und verständliche Regelung, die die Verpflichtung zur Nachzahlung 
bzw. das Recht auf Gutschrift klar dem Mieter zuordnet, der während des 
Abrechnungszeitraums in der Wohnung gewohnt hat. 

• Eine verpflichtende Schlussabrechnung bei Mieterwechsel, um sicherzustellen, 

dass keine ungerechtfertigten finanziellen Belastungen für den neuen Mieter 

entsteht. 

Änderung der gesetzlichen Regelung zur 

Betriebskostenabrechnung bei Mieterwechsel 



 

 Antrag 4 

 

der Fraktion Freiheitlicher Arbeitnehmer in der Kammer für Arbeiter und Angestellte für 

Niederösterreich an der 3. AKNÖ Kammer Vollversammlung der XVII. Funktionsperiode 

 

Bargeld ist Freiheit! 

Barzahlung rechtlich absichern. 

 

Bargeld ist mehr als nur ein Zahlungsmittel. Es ist gelebte Freiheit, gelebter Datenschutz und 

gelebte Selbstbestimmung. Es schützt die Bürger vor digitaler Kontrolle, bewahrt ihre 

Privatsphäre und sichert ein Mindestmaß an Unabhängigkeit im Alltag. Gerade für 

Arbeitnehmer, die ohnehin einer Vielzahl von Regulierungen, Kontrollen und Abhängigkeiten 

ausgesetzt sind, ist Bargeld ein unverzichtbares Element persönlicher Freiheit. 

Derzeit erleben wir jedoch eine schleichende Entwertung und Verdrängung des Bargelds unter 

dem Deckmantel von „Modernisierung“ und „Digitalisierung“. Viele Geschäfte und Dienstleister 

akzeptieren nur noch Kartenzahlungen. Banken verlangen Gebühren für Bargeldabhebungen 

oder schließen Filialen. Gleichzeitig bereiten internationale Institutionen wie die Europäische 

Zentralbank die Einführung eines sogenannten digitalen Euro vor. Als vermeintliche 

„Ergänzung“, in Wahrheit aber als langfristiger Ersatz. 

Der digitale Euro birgt große Gefahren: Jeder Zahlungsvorgang kann zentral gespeichert, 

ausgewertet und im schlimmsten Fall eingeschränkt werden. Wer entscheidet dann, wofür 

jemand Geld ausgeben darf und wofür nicht? Was passiert in Krisenzeiten, wenn das Netz 

ausfällt oder Zahlungen blockiert werden? Was bedeutet das für Menschen ohne Smartphone, 

ohne Internetzugang oder mit wenig technischem Verständnis? 

Arbeitnehmer, ältere Menschen und Geringverdiener würden unter einer Abschaffung des 

Bargelds oder einer schleichenden Entwertung am meisten leiden. Wer nicht gläsern leben will, 

braucht die Möglichkeit, überall und jederzeit mit Bargeld bezahlen zu können. Dieses Recht 

darf nicht von Händlern, Banken oder Bürokraten ausgehöhlt werden. 

Bargeld muss deshalb nicht nur erhalten, sondern auch rechtlich geschützt werden. Wir 

brauchen ein Recht auf Barzahlung, das allen Versuchen einer schleichenden 

Bargeldabschaffung einen Riegel vorschiebt. Der digitale Euro darf nur eine freiwillige 

Ergänzung sein. Niemals ein Ersatz. 

 

 



 

Die 3. Vollversammlung der XVII. Funktionsperiode der AK Niederösterreich beschließt: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, ein verankertes Recht auf Barzahlung zu schaffen. 

Der digitale Euro darf ausschließlich als ergänzendes Zahlungsmittel eingeführt werden, nicht 

als verpflichtendes oder vorrangiges System.  



 

 

 

 

 

 
Antrag 16 
 
Von Gemeinsam AUGE/UG - 
Grüne GewerkschafterInnen und Alternative /Unabhängige GewerkschafterInnen 
zur 3. Vollversammlung der 17. Funktionsperiode der Arbeiterkammer Niederösterreich 
am 23.05.2025  
 
Für eine ausgewogene, ganzheitliche Forschungsförderung in Österreich 
 
Wir begrüßen die ausführliche Präsenz von Wissenschaft, Forschung und Entwicklung 
sowie das deutliche Bekenntnis zur tertiären Bildung im Regierungsprogramm 2025-
2029.  
Neben der besonders hervorgehobenen MINT-Forschung (Mathematik, Informatik, 
Naturwissenschaften und Technik) werden im österreichischen auch folgende 
Forschungsbereiche erwähnt:  

1. Sozial- und Gesundheitsforschung 
2. Bildungsforschung 
3. Kulturerbeforschung 
4. Tourismusforschung 
5. Friedens- und Konfliktforschung 

Diese Forschungsfelder sollen dazu beitragen, Österreich in verschiedenen Bereichen 
weiterzuentwickeln und zukunftsfähig zu machen. 
Im Bereich Schwerpunktsetzungen an Universitäten finden sich allerdings explizit nur: 
Medizin, KI, Digitalisierung, MINT. 
Diese Diskrepanz erscheint bedenklich: Gerade die MINT-Forschung an Universitäten 
profitiert von der engen Verzahnung mit den Human- und Kulturwissenschaften, da 
diese die ethischen und gesellschaftlichen Auswirkungen bewerten, interdisziplinäre 
Ansätze fördern und die Kommunikation komplexer Themen erleichtern. Ohne die 
Ergebnisse und kritischen Denkanstöße dieser Forschungsrichtungen können 
ethischen Standards sowie die Art und Weise, wie Forschung unterrichtet, rezipiert, 
durchgeführt und kommuniziert wird, weder bewertet noch weiterentwickelt werden. 
Insbesondere der Wissenschaftsvermittlung, sei es im schulischen oder im weiteren 
öffentlichen Bereich und den Medien, kommt in einem zunehmenden 
wissenschaftsskeptischen bis wissenschaftsfeindlichen Umfeld eine tragende Rolle zu. 
Ohne die Erkenntnisse der Geisteswissenschaften, beispielsweise in der Linguistik, 
käme zum Beispiel auch die Weiterentwicklung und Einordnung von KI, Entwicklung 
von Sprachmodellen, Digitalisierung und die damit einhergehende Notwendigkeit von 
Kulturtransfer in engerem und weiteren Sinne nicht weit. 
Nur mit Hilfe der Geisteswissenschaften ist es möglich sachlich und faktisch 
nachvollziehbar, gestützt auf den Unterschied zwischen einer von einem menschlichen 
Gehirn und von einem maschinellem „Gehirn“ produzierter Form von Wissen zu 
reflektieren. Der Unterschied zwischen menschlicher Wissensproduktion maschineller 
Wissensproduktion, egal wie gut, ist ein wesentlicher: in der Entwicklung, Anwendung 
und Auswirkung. Dies muss ebenfalls begleitet und beforscht werden. 
Durch die Kombination von MINT-Forschung mit Human- und Kulturwissenschaften im 
universitären Kontext entsteht genau dieser ganzheitliche Ansatz, der sowohl 



technische als auch menschliche Aspekte durch nachvollziehbare Methoden 
berücksichtigt. 
Wenn Universitäten ihren Finanzierungsschwerpunkt hauptsächlich auf MINT-Fächer 
legen sollen, besteht die Gefahr der Vernachlässigung anderer Disziplinen, eine 
geringere Betrachtung ethischer und gesellschaftlicher Herausforderungen, 
eingeschränkte Bildung und kritisches Denken, Ungleichgewicht im Arbeitsmarkt und 
Verlust von Innovation und Kreativität. 
Die entsprechende Berücksichtigung von sowohl MINT- als auch nicht-MINT-Fächer ist 
entscheidend, um einerseits den Technologiestandort zu sichern aber auch den 
gesellschaftlichen und kulturellen Rahmen dafür weiterzuentwickeln und auch die 
eingangs erwähnten Forschungsfelder zum Erfolg zu führen. 
Nur eine nachhaltige Entwicklung in Wissenschaft und Gesellschaft, hilft Österreich 
sich sowohl als Wissenschafts- und Wirtschaftsstandort als auch als sicheres Kultur- 
und Tourismusland mit hohem Lebensstandard zu behaupten und so nachhaltig 
Arbeitsplätze und Wohlstand zu sichern. 
 
Die Vollversammlung der Arbeiterkammer NÖ möge daher beschließen 
Die Arbeiterkammer NÖ möge sich in ihrem Rahmen für eine ausgewogene 
Schwerpunktsetzung zwischen sowohl MINT- als auch nicht-MINT-Fächer in der 
Forschungsförderung einsetzen.  
 
 
 
 



 

 

 

 

 

 
Antrag 19 
 
Von Gemeinsam AUGE/UG - 
Grüne GewerkschafterInnen und Alternative /Unabhängige GewerkschafterInnen 
zur 3. Vollversammlung der 17. Funktionsperiode der Arbeiterkammer Niederösterreich 
am 23.05.2025  
 
Berücksichtigung der Anforderungen in Verwaltung, Wissens- und 
Projektmanagement sowie technischer Unterstützung an Universitäten 
 
Wir begrüßen ausdrücklich, dass sich das Regierungsprogramm 2025 dezidiert um 
eine ausreichend finanzierte, zukunftsfitte und international erfolgreiche 
Universitätslandschaft bemüht. Diese Weitsicht ist entscheidend, um die Qualität der 
österreichischen Hochschulen zu sichern und ihre Wettbewerbsfähigkeit auf globaler 
Ebene zu stärken. Auch ist dies ebenfalls grundlegend für einen sicheren und guten 
Arbeitsplatz abseits von Lehre und Forschung. 
Damit auch das administrative und technisch-unterstützende Personal diese 
Veränderungen erfolgreich bewältigen kann und die Qualität der universitären 
Verwaltung und Unterstützung auch die Erreichung der wissenschaftlichen Ziele 
sichert, fordern wir die Umsetzung folgender Maßnahmen, die im Einklang mit den 
Zielen des österreichischen Regierungsprogramms 2025 stehen: 

1. Bereitstellung von finanziellen Mittel: Widmung von finanziellen Ressourcen 
zur Verbesserung der Infrastruktur und zur Einstellung von zusätzlich 
notwendigem unterstützendem Personal. Dies ermöglicht eine adäquate 
Unterstützung internationaler Wissenschaftler:innen und die Bewältigung 
neuer administrativ/technischer Aufgaben. 

2. Förderung von Weiterbildung und Qualifikation: Finanzierung von 
Programmen zur Weiterbildung und Qualifikation des allgemeinen Personals. 
Dies umfasst Sprachkurse, interkulturelle Trainings und Schulungen zu 
neuen Technologien und Verwaltungssystemen, um den Anforderungen der 
Internationalisierung gerecht zu werden.  

3. Verpflichtende Aus- und Weiterbildungen für alle Personen mit 
Personalführungsaufgaben, explizit im Hinblick auf die erhöhten Ansprüche 
eines international ausgerichteten Betriebes.   

4. Anpassung der Verwaltungsprozesse: Digitalisierung und 
Internationalisierung der Verwaltungsprozesse, um sie benutzerfreundlicher 
und leistungsfähiger zu gestalten. Bereitstellung von Informationen in 
mehreren Sprachen und Einführung flexibler Arbeitszeitmodelle zur 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen.  

5. Unterstützung bei der Integration internationaler Mitarbeiter:innen und 
Vernetzung des Personals: Entwicklung von Willkommens- und 
Integrationsprogrammen, die besonders internationalen Mitarbeiter:innen den 
Einstieg erleichtern. Dazu gehören Orientierungstage, Mentoring-Programme 
und soziale Veranstaltungen, die den interkulturellen Austausch fördern und 
das Verständnis für Arbeitsabläufe und kulturelle Besonderheiten auf allen 
Seiten erhöhen.  



Diese Maßnahmen sind notwendig, um das allgemeine Personal an Universitäten zu 
unterstützen und die Qualität der universitären Verwaltung im Zuge der 
Internationalisierung und der Aufnahme zusätzlicher Spitzenforscher:innen zu sichern. 
Auch werden dadurch Wissenschaftler:innen entlastet und es erhöht sich die Kapazität 
für die Kernaufgaben Forschung, Lehre und Studierendenbetreuung. 
Nur durch gezielte Investitionen und umfassende Unterstützungsmaßnahmen können 
die Herausforderungen gemeistert und die Chancen optimal genutzt werden. 
 
Die Vollversammlung der Arbeiterkammer NÖ möge daher beschließen: 
Die Arbeiterkammer NÖ möge sich in ihrem Rahmen für die entsprechende 
Unterstützung, Weiterentwicklung und Anpassung auch im Bereich des 
allgemeinen Universitätspersonals einsetzen.  
 
 
 
 





 



https://www.awblog.at/Frauen/zehn-jahre-gender-budgeting


 

 

 

 

 

 

 







 
 
 
 

 

 

 
Antrag 10 
 
Von Gemeinsam AUGE/UG - 
Grüne GewerkschafterInnen und Alternative /Unabhängige GewerkschafterInnen 
zur 3. Vollversammlung der 17. Funktionsperiode der Arbeiterkammer Niederösterreich 
am 23.05.2025  
 
ÖNORM zur Einfachen Sprache anwenden 
 
Wer kennt es nicht? Mitteilungen von Behörden, Allgemeine Geschäftsbedingungen in 
Verträgen oder Betriebskostenabrechnungen, die oft so unklar formuliert sind, dass 
man deren Sinn und Inhalt oft nicht erkennen kann. 
 
Gerade bei behördlichen Schreiben, aber auch bei Informationsbroschüren oder 
Websites ist es wichtig, dass diese verständlich formuliert sind. Durch die Verwendung 
klarer und verständlicher Formulierungen wird verhindert, dass wichtige Informationen 
aufgrund von sprachlichen Barrieren verloren gehen oder missverstanden werden. 
 
Die Einhaltung solcher Sprachstandards kann wesentlich dazu beitragen, das 
Vertrauen der Menschen in die öffentlichen Institutionen und somit auch die 
Demokratie zu stärken. 
 
Wenn Behörden und öffentliche Einrichtungen klar und verständlich kommunizieren, 
fühlen sich Menschen besser informiert und ernst genommen. Dies führt dazu, dass 
Bürger*innen die Entscheidungen und Maßnahmen der Regierung besser 
nachvollziehen können. Dadurch wird die Transparenz erhöht und das Vertrauen in die 
demokratischen Prozesse gefestigt. 
 
Neben einem positiven Effekt auf das Demokratieverständnis fördert eine einfache 
Sprache auch die Zugänglichkeit und Inklusion aller Menschen, unabhängig von ihrem 
Bildungsniveau oder ihrer Sprachkompetenz. Besonders für Personen mit 
Lernschwierigkeiten, kognitiven Beeinträchtigungen oder Migrationshintergrund 
erleichtert einfache Sprache das Verständnis von Informationen und trägt somit zur 
Chancengleichheit bei.  
 
Wie genau „Einfache Sprache“ aussehen muss, war lange nicht klar. Es gibt in 
Deutschland zwar schon einige Zeit die sogenannte „Verständlichkeitsforschung“, die 
erhebt, welche Aspekte in Sätzen dazu beitragen, diese verständlicher zu machen. 
Allerdings gab es bis vor kurzem keine allgemein gültigen Regeln, an denen sich 
Texter*innen orientieren konnten. Das änderte sich im April 2024. Seither gilt in 
Deutschland eine DIN-Norm, die Autor*innen hilft, Sachtexte verständlich zu 
formulieren. 
Österreich zog im Jänner 2025 nach. Seither gibt es auch bei uns die sogenannte 



ÖNORM ISO 24495-11. Diese formuliert Grundsätze und Leitlinien zur Einfachen 
Sprache. 
Für Österreich ist diese Norm ein wichtiger Schritt in Richtung einer besseren 
Kommunikation, besonders von öffentlichen Einrichtungen. Normen allein sind jedoch 
lediglich Empfehlungen, deren Anwendung grundsätzlich freiwillig ist. Sie verpflichten 
also zu nichts. Der Gesetzgeber könnte aber Behörden vorschreiben, die Regeln 
anzuwenden. 
 
Eine Hürde bei der Umsetzung der ÖNORM ISO 24495-1 stellt der Erwerb des 
Dokuments dar. Die Norm ist urheberrechtlich geschützt und muss für 114,15€ (netto) 
gekauft werden. 
 
Österreich könnte sich ein Bespiel an Großbritannien nehmen. Dort wird seit 2016 die 
Nutzung des sogenannten „Plain English“ in allen staatlichen Einrichtungen 
vorgeschrieben. Für eine leichte Umsetzung gibt es beispielsweise eine Liste mit 
hilfreichen Tipps2. 
 
Und nicht vergessen: In Zeiten wie diesen, in denen die Künstliche Intelligenz (KI) 
unser tägliches Leben ohnehin schon begleitet, kann diese durchaus auch dabei 
helfen, verständliche Texte zu formulieren. 
 
 
Die AUGE/UG stellt daher den Antrag: 
Die Vollversammlung der Arbeiterkammer NÖ fordert die  
 

 Bundesregierung auf, die ÖNORM ISO 24495-1 in der Kommunikation des 
Bundes anzuwenden und bundesweit eine Anwendung in der 
Kommunikation aller Behörden umzusetzen. 
 

 Landesregierung auf die ÖNORM ISO 24495-1 in der Kommunikation des 
Landes anzuwenden und landesweit eine Anwendung in der 
Kommunikation aller Behörden umzusetzen. 

 

Quellen: 

https://www.diepresse.com/18992011/einfache-sprache-verstaendliche-texte-fuer-

alle?fbclid=IwY2xjawGGLA5leHRuA2FlbQIxMQABHeajc-

w0RIRmu0Cw4a9kJsSSGDHDjcPsR3w7vMSeDs7PdN_ipZjADZtzGg_ae  

https://www.deutschlandfunkkultur.de/behoerdendeutsch-ein-satz-mit-81-woertern-100.html  

https://www.austrian-standards.at/de/shop/onorm-iso-24495-1-2025-01-15~p4009154  

https://portaleinfach.org/2024/09/30/auch-oesterreich-bekommt-eine-norm-fuer-einfache-

sprache/  

https://www.oesterreich.gv.at/themen/gesetze_und_recht/oenormen-und-

standards/Seite.2560001.html  

 

https://www.diepresse.com/18992011/einfache-sprache-verstaendliche-texte-fuer-alle?fbclid=IwY2xjawGGLA5leHRuA2FlbQIxMQABHeajc-w0RIRmu0Cw4a9kJsSSGDHDjcPsR3w7vMSeDs7PdN_ipZjADZtzGg_ae
https://www.diepresse.com/18992011/einfache-sprache-verstaendliche-texte-fuer-alle?fbclid=IwY2xjawGGLA5leHRuA2FlbQIxMQABHeajc-w0RIRmu0Cw4a9kJsSSGDHDjcPsR3w7vMSeDs7PdN_ipZjADZtzGg_ae
https://www.diepresse.com/18992011/einfache-sprache-verstaendliche-texte-fuer-alle?fbclid=IwY2xjawGGLA5leHRuA2FlbQIxMQABHeajc-w0RIRmu0Cw4a9kJsSSGDHDjcPsR3w7vMSeDs7PdN_ipZjADZtzGg_ae
https://www.deutschlandfunkkultur.de/behoerdendeutsch-ein-satz-mit-81-woertern-100.html
https://www.austrian-standards.at/de/shop/onorm-iso-24495-1-2025-01-15~p4009154
https://portaleinfach.org/2024/09/30/auch-oesterreich-bekommt-eine-norm-fuer-einfache-sprache/
https://portaleinfach.org/2024/09/30/auch-oesterreich-bekommt-eine-norm-fuer-einfache-sprache/
https://www.oesterreich.gv.at/themen/gesetze_und_recht/oenormen-und-standards/Seite.2560001.html
https://www.oesterreich.gv.at/themen/gesetze_und_recht/oenormen-und-standards/Seite.2560001.html
https://www.austrian-standards.at/de/shop/onorm-iso-24495-1-2025-01-15~p4009154
https://www.gov.uk/guidance/content-design/writing-for-gov-uk


 
 
 
 
 

 

 

 

 
Antrag 25 
 
Von Gemeinsam AUGE/UG - 
Grüne GewerkschafterInnen und Alternative /Unabhängige GewerkschafterInnen 
zur 3. Vollversammlung der 17. Funktionsperiode der Arbeiterkammer Niederösterreich 
am 23.05.2025  
 
Aussetzung der Indexierung der Familienbeihilfe und anderer Familienleistungen 
ist ein falscher Weg 
 
In den Erläuterungen zu Gesetzesvorschlägen der Bundesregierung wird 
angekündigt: “Als Maßnahme im Rahmen der Budgetkonsolidierung soll die 
Valorisierung gewisser Familienleistungen für die Kalenderjahre 2026 und 2027 
ausgesetzt werden.” Übersetzt bedeutet es: Die Bundesregierung will die 
Inflationsanpassung bei der Familienbeihilfe aussetzen. Ebenso soll der 
Kinderabsetzbetrag für die Jahre 2026 und 2027 nicht mehr erhöht werden. 
 
In Zeiten anhaltender Teuerung bedeuten die Maßnahmen eine faktische Kürzung und 
trifft besonders jene Familien, die ohnehin finanziell unter Druck stehen. Bei Kindern 
und Familien zu kürzen ist sozial ein Fehlschritt. 
Wer gegen soziale Ungleichheit ist, darf nicht bei der Absicherung von 
Lebensrealitäten sparen. Kümmern wir uns lieber um eine gerechte Besteuerung von 
Vermögen und Gewinnen. Familien brauchen Verlässlichkeit – nicht Sparpolitik auf ihre 
Kosten. 
 
Die Vollversammlung der Arbeiterkammer NÖ möge daher 
beschließen: 
Die Arbeiterkammer NÖ spricht sich entschieden für eine Beibehaltung der 
Inflationsanpassung bei der Familienbeihilfe aus.  Ebenso für eine Erhöhung des 
Kinderabsetzbetrag.  
 


